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Die Menschenrechtskrise in 
Sri Lanka: Angriffe auf 
Menschenrechtsverteidiger/-

innen und ethnische Minderheiten, 
eine autoritäre Regierung, die die 
COVID-19-Pandemie als Deck-
mantel für ihre Machtfestigung 
nutzt, die Bemühungen um Ver-
söhnung und eine Übergangsjustiz 
stagnieren. Letzteres war durch die 
Kooperation mit den Menschen-
rechtsmechanismen der Vereinten 
Nationen überhaupt erst politisch 
relevant geworden. In dieser Zeit der 
vielfältigen Fährnisse für Rechts-
staat und Menschenrechte ist es von 
entscheidender Bedeutung, dass Sri 
Lanka in das Engagement der in-
ternationalen Gemeinschaft einge-
bunden bleibt. Angesichts der aktu-
ellen Weigerung Sri Lankas, mit den 
UN-Mechanismen zusammenzuar-
beiten, sollten sich Deutschland und 
die EU mit dem UN-Hochkommis-
sariat für Menschenrechte in Genf 
(OHCHR) für einen dauerhaften 
Beobachtungsprozess einsetzen. 
Ebenso wird das im Zollpräferenz-
abkommen mit der EU (Generalised 
Scheme of Preferences plus, GSP+) 
angelegte Monitoringverfahren zu 
einem wichtigen Instrument, um 
auf vertraglicher Basis mit der sri-
lankischen Regierung über die Um-
setzung ihrer Menschenrechtsver-
pf lichtungen zu verhandeln.

Zur gegenwärtigen Krise

Ohne die an anderer Stelle benann-
ten Aspekte und Details wieder-
holen zu wollen, sind uns folgende 
Kontexte für unsere Argumenta-
tion wichtig. Seit November 2019 
ist Präsident Gotabhaya Rajapak-
sa (ehemaliger Verteidigungsmini-
ster, 2005-2015) im Amt und hat 
seinen Bruder, Mahinda Rajapak-
sa (ehemaliger Präsident, 2005-
2015), zum Premierminister er-
nannt. Diese Regierung nimmt 
Menschenrechtsverteidiger/-innen, 
Journalist(inn)en und all diejenigen 
besonders ins Visier, die Menschen-
rechtsverletzungen während des 
Bürgerkriegs untersucht und straf-
rechtlich verfolgt sehen wollen. Ein 
unserer Meinung nach wichtiger As-
pekt ist dabei die sexualisierte und 
geschlechtsspezifische Gewalt so-
wie die Straffreiheit bei Gewalt ge-
gen Frauen. Hier hat sich fast nichts 
an Aufarbeitung getan. 

Ethnische und religiöse Minder-
heiten werden angegriffen, bedroht 
und diskriminiert und selbst dann 
zur Zielscheibe von Attacken, wenn 
sie sich gegen Gewalt aussprechen, 
Kurzgeschichten schreiben oder ein-
fach eine Kleidung tragen, die an-
dere als „anstößig für den Bud-
dhismus“ empfinden. Gegenwärtig 

wird gegen zwei Aktivisten vorge-
gangen, die staatlich geförderte An-
griffe auf evangelische Kirchen und 
Pastoren öffentlich gemacht hatten. 
Bereits 2019 wurde die Schriftstelle-
rin Shakthika Sathkumara verhaftet, 
weil sie durch eine Kurzgeschichte 
angeblich Mitglieder des buddhisti-
schen Klerus beleidigt und zum Hass 
angestiftet haben soll. Der Fall wur-
de von Amnesty International aufge-
griffen.1 M.R. Mazahima wurde ver-
haftet, weil er eine Kleidung trug, die 
ein Schiffsrad zeigte, das dem bud-
dhistischen Symbol Dharmachakra-
ya ähnelte. Er wurde auf Kaution frei-
gelassen. 

Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte sehen sich ebenfalls vermehrt 
Verhaftungen, Überwachungen und 
Schikanen ausgesetzt2 – so die Inhaf-
tierung des Menschenrechtsanwalts 
Hejaaz Hizbullah. Er soll angeblich 
an den Angriffen zu Ostern 2019 be-
teiligt gewesen sein.3 Die Regierung 
führte eine Medienkampagne gegen 
ihn, die einer öffentlichen Vorverur-
teilung gleichkam. Hizbullah sieht 
sich einer Anklage nach dem Gesetz 
zur Terrorismusprävention (Preventi-
on of Terrorism Act, PTA) gegenüber.4 
Die Regierung hat unter den Notfall-
regelungen zur Bekämpfung der CO-
VID-19-Pandemie regelmäßig vom 
PTA Gebrauch gemacht. Der PTA 
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wird seit langem von UN-Menschen-
rechtsgremien kritisiert, da er keinen 
internationalen Standards entspricht. 
Ein Alternativgesetz der Vorgänger-
regierung, der Counter Terrorism Act 
(CTA), blieb bislang aus mehreren 
Gründen im Entwurfsstadium ste-
cken. Unter anderem entsprach auch 
dort der Wortlaut nicht internationa-
len Standards. So bleibt der PTA nach 
wie vor in Kraft. Allerdings hatte die 
Vorgängerregierung der EU vertrag-
lich zugesichert, den PTA abzulösen 
und ein neues Anti-Terrorismus-Ge-
setz in Kraft zu setzen.

Die Verfassungsreform zur Auftei-
lung der Macht und Rückverlage-
rung von Entscheidungen in die Re-
gionen ist ebenso steckengeblieben. 
Dieses Element war insbesondere von 
Seiten der tamilisch-nationalen Al-
lianz (TNA) als Garantie erachtet 
worden, dass nicht erneut eine Zen-
tralgewalt diskriminierende Atta-
cken steuern kann und umgekehrt 
die politische Teilhabe aller erwei-
tert wird. In diesem Zusammenhang 
bereitet das Vorhaben der Regierung 
große Sorge, die 19. Verfassungsän-
derung rückgängig zu machen. Sie 
hatte die exzessive Exekutivgewalt 
des Präsidenten beschnitten. Einen 
Rollback versucht die Regierung au-
ßerdem bei unabhängigen Kommis-
sionen und insgesamt der Gewähr-
leistung von demokratischen Checks 
und Balances. 

Warum wir das auf listen? All die ge-
nannten Beispiele fallen unter inter-
nationale Vereinbarungen, die die 
Regierung Sri Lankas mit den Ver-
einten Nationen und der EU getrof-
fen hat - mithin auch gegenüber der 
aktuellen Regierung geltend gemacht 
werden können. Die nachfolgenden 
Beispiele für den Zeitraum 2014 bis 
2019 zeigen, dass es einer Regierung 
in Sri Lanka grundsätzlich möglich 
ist, eine Form der internationalen Zu-
sammenarbeit auch in heiklen The-
menfeldern zu bewerkstelligen und 
dabei internationale Standards zur 
Orientierung heranzuziehen.

UN-Menschenrechtsrat

Die Vereinten Nationen arbeiten seit 
langem mit und zu Sri Lanka etwa 
in Fragen der Übergangsjustiz oder 
des Aufbaus rechtsstaatlicher Struk-
turen. Ein Beispiel der frühen Zu-
sammenarbeit nach dem Krieg 2009 
war die Bereitstellung technischer 
Hilfe für die Arbeit einer Kommis-
sion der Regierung, die den Bürger-
krieg aufarbeiten und Vorschläge zur 
Versöhnung unterbreiten sollte (Les-
sons Learnt and Reconciliation Com-
mission, LLRC). Im Jahr 2010 hat-
te der UN-Generalsekretär überdies 
eine Expertengruppe eingesetzt, die 
zu den Aspekten Rechenschafts-
pf licht und Versöhnung beraten 
sollte. Beide Elemente waren Gegen-
stand offizieller Beratungen im UN-

Menschenrechtsrat. In dessen Reso-
lutionen vom März 2012 und 2013 
wurde Sri Lanka aufgefordert, die 
Empfehlungen der LLRC umzuset-
zen.5 Das OHCHR wurde mit der 
Aufgabe betraut, den von der LLRC 
abgedeckten Zeitraum seinerseits 
umfassend auf Menschenrechtsver-
letzungen und Verbrechen durch 
„beide Parteien“ zu untersuchen und 
einen Bericht zu erstellen. Das OH-
CHR veröffentlichte 2015 den Be-
richt (OHCHR Investigation on Sri 
Lanka, OISL).6 Die damalige srilan-
kische Regierung hatte die Mitarbeit 
allerdings verweigert. 

Die nachfolgende Regierung von Mai-
thripala Sirisena (2015-2019) beteili-
gte sich an der Kooperation mit dem 
UN-Menschenrechtsrat und seinen 
Mechanismen. Sie nahm an der Aus-
arbeitung des Textes zur Resolution 
30/1 teil und stimmte ihr im Septem-
ber 2015 zu. Der Text enthielt mehrere 
Empfehlungen zur Förderung von Ge-
rechtigkeit und Rechenschaftspflicht 
– so die Etablierung einer Übergangs-
justiz, einer Kommission für Wahr-
heit und Gerechtigkeit, einer Insti-
tution zur Wiedergutmachung und 
Maßnahmen zur Rechenschafts-
pflicht. Die Empfehlungen sind weit-
gehend unerfüllt geblieben.

Die Hochkommissarin für Menschen-
rechte erklärte im Februar 2020, dass 
die Regierung unfähig gewesen sei, 
umfassend gegen Straflosigkeit vorzu-
gehen und staatliche Institutionen zu 
reformieren, was nötig wäre, um eine 
Wiederholung von Menschenrechts-
verletzungen auszuschließen.7 Die von 
der Regierung Sirisena eingerichteten 
Büros für Vermisste Personen sowie 
für Wiedergutmachung seien nie er-
folgreich in Betrieb genommen wor-
den. Ihr Fortbestehen wird von der ak-
tuellen Regierung in Frage gestellt. Im 
Rahmen der 43. Tagung des UN-Men-
schenrechtsrates (Februar-März 2020) 

Ex-Präsident Sirisena bei einem 
Staatsbesuch in Indien im Februar 2015.
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gab die srilankische Delegation be-
kannt, dass sie den Verpflichtungen der 
Resolutionen 30/1 (2015), 34/1 (2017) 
und 40/1 (2019) nicht länger nachkom-
men will. Am 19. Mai 2020 drohte Prä-
sident Gotabhaya Rajapaksa mit dem 
Austritt des Landes aus allen interna-
tionalen Gremien, soweit diese „unsere 
Kriegshelden mit haltlosen Anschuldi-
gungen ins Visier nehmen“.8

Im Auftrag des UN-Menschenrechts-
rates und in Kooperation mit der Re-
gierung Sirisena hatten verschiedene 
Mandatsträger/-innen der UN-Son-
derverfahren Sri Lanka seit Novem-
ber 2015 bei der Untersuchung und 
Bewältigung von Menschenrechts-
verletzungen unterstützt. Dies um-
fasste die UN-Arbeitsgruppe zum 
Thema Verschwindenlassen (2015), 
die UN-Sonderberichterstatter zu 
den Themen Unabhängigkeit der Ju-
stiz (mehrfach), Folter (2016), Min-
derheiten (2016), Anti-Terrorismus 
(2017), willkürliche Verhaftungen 
(2017), Auslandsschulden (2018), Re-
ligionsfreiheit (2019) und Versamm-
lungsfreiheit (2019).9 Die unabhän-
gigen UN-Expert(inn)en hatten die 
gesamte Bandbreite des Regierungs-
handelns untersucht - Gesetze Ver-
fügungen, staatliche Institutionen, 
politischer Diskurs - die der Aufar-
beitung etwa von Kriegsverbrechen, 
Diskriminierung oder Straflosigkeit 
entgegenstanden. In der Gesamtschau 
ergeben ihre Berichte, Analysen und 
Empfehlungen eine Vorstellung, wie 
mit internationaler Kooperation ein 
rechtstaatlich und menschenrecht-
lich armiertes Gerüst für Sri Lanka 
entwickelt werden könnte.

UN-Fachausschüsse zu 
Menschenrechtsverträgen

Sri Lanka ist Vertragspartei einer Viel-
zahl von Menschenrechtsabkommen, 
darunter der Zivil- (CCPR) und So-
zialpakt (CESCR),10 die Frauen- (CE-
DAW) und Kinderrechtskonvention 
(CRC), die Anti-Rassismus- (CERD) 
und Anti-Folterkonvention (CAT) so-
wie die Konvention gegen das erzwun-

gene Verschwindenlassen (CED). Die 
Umsetzung dieser Verträge wird von 
Fachausschüssen überwacht. 

In den Jahren 2014 bis 2019 ist Sri 
Lanka seinen Berichtspflichten weit-
gehend nachgekommen: CAT 2016, 
CERD 2016, CEDAW 2017, CESCR 
2017, CRC 2018 und CCPR 2019. Le-
diglich der Bericht zur Konvention ge-
gen das Verschwindenlassen (CED), 
vorgesehen für 2018, wurde nicht 
termingerecht vorgelegt.11 Es wurden 
nicht nur die obligatorischen Staaten-
berichte erstellt und nach Genf ver-
sandt. Die Vorgängerregierung des 
Präsidenten Sirisena beantwortete 
auch relativ fristgerecht Nachfragen 
einiger Fachausschüsse. So gingen aus 
Sri Lanka zwei Folgeberichte zur CE-
DAW-Berichtsrunde im März 2017 
ein: einer der Regierung Dezember 
2019 und einer der Zivilgesellschaft 
im Februar 2020. In der Antwort 
auf beide Stellungnahmen lobte der 
Fachausschuss zum einen die termin-
gerechte Beantwortung, stellte ande-
rerseits die ungenügende Umsetzung 
seiner Empfehlungen fest. Unbescha-
det der inhaltlichen Kritik zeigt das 
Berichtsverfahren, wie auch über die 
Fachausschüsse ein menschenrechts-
basierter Politikentwurf für das Land 
real entwickelt werden kann.

Das CEDAW-Beispiel ist gleichwohl 
nicht exemplarisch für alle Berichts-
runden. Nach der Anhörung in Genf 
zum Sozialpakt 2017 legte die Regie-
rung bislang keine Folgeberichte vor. 
Der Ausschuss hatte in drei Anfragen 
wissen wollen, inwieweit die Regierung 
begonnen hat, die Empfehlungen des 
Ausschusses umzusetzen: die Normen 
des Sozialpaktes in die Verfassung ein-
zuarbeiten, das Land unter der Kon-
trolle des Militärs zu kartieren, die 
Beteiligung des Militärs an kommer-
ziellen und zivilen Tätigkeiten zu be-
enden, die oft in Konkurrenz zum 
lokalen Handel betrieben werden, so-
wie tamilsprachige Amtsträger/-innen 
und Dolmetscher/-innen zur Umset-
zung der dreisprachigen Sprachenpo-
litik anzuwerben.12

Im Moment befindet sich Sri Lanka 
in der 6. Berichtsrunde zum Zivilpakt, 
wobei aktuell alle Präsenzveranstal-
tungen Corona-bedingt ausgesetzt 
sind. Mit zweijähriger Verzöge-
rung legte die Regierung im Febru-
ar 2019 ihren Bericht zur Umsetzung 
des Vertrags vor. Der Fachausschuss 
(Menschenrechtsausschuss) verfasste 
daraufhin im April 2020 einen Fra-
genkatalog zu notwendigen weiteren 
Erläuterungen und Untersuchungen. 
Die Fragen befassen sich unter ande-
rem mit der 19. Verfassungsänderung 
zur Begrenzung exzessiver exekutiver 
Gewalt, der fortgesetzten Anwendung 
des PTA, Eingriffen in die Meinungs-, 
Versammlungs- und Vereinigungs-
freiheit und Maßnahmen zur Beendi-
gung der Straflosigkeit. Es ist geplant, 
dass die Regierung schriftlich antwor-
tet und im Oktober oder November 
2020 der Ausschuss darüber berät.13

EU-Zollpräferenzabkommen

Dieselben vorgenannten Menschen-
rechtsverträge sind Vertragsbestand-
teil im Zollpräferenzabkommen 
GSP+ mit der EU. Im Gegenzug zu 
den Vergünstigungen aus den Han-
dels-, Zoll- und Steuererleichterungen 
ist Sri Lanka die Verpflichtung ein-
gegangen, die Kernabkommen in Sa-
chen Menschenrechte und Arbeits-
rechte seitens der ILO (Internationale 
Arbeitsorganisation) zu ratifizieren, 
soweit ausstehend, und in die Praxis 
umzusetzen.14 Bei Vertragsverstößen 
kann die Europäische Kommission 
eigene Untersuchungen einleiten, die 
Vorteile aussetzen, den Vertrag sus-
pendieren oder komplett kündigen.15 
Die Suspendierung hat es in Bezug auf 
Sri Lanka im August 2010 schon ein-
mal gegeben, als die ersten Informa-
tionen über Kriegsverbrechen in der 
Endphase des Kriegs mit der LTTE 
im Jahr 2009 ruchbar und andere gro-
be Normverstöße festgestellt wurden. 
Die damalige Regierung unter Präsi-
dent Mahinda Rajapaksa und Vertei-
digungsminister Gotabhaya Rajapak-
sa hatte sich rundweg geweigert, sich 
damit befassen zu wollen. 
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Vor diesem Hintergrund twitterte die 
EU-Delegation in Sri Lanka anläss-
lich der Ankündigung von Gotabha-
ya Rajapaksa im Februar 2020, aus 
der Zusammenarbeit mit dem UN-
Menschenrechtsrat und der Umset-
zung der UN-Resolution 30/1 aus-
steigen zu wollen: „GSP+ gibt es 
nicht automatisch. Wird nur ge-
währt, wenn 27 internationale Kon-
ventionen in Bezug auf Menschen- 
und Arbeitnehmerrechte, Umwelt 
und gute Regierungsführung kon-
tinuierlich und wirksam umgesetzt 
werden….“16 Im jüngsten Bericht 
der Europäischen Kommission über 
die Einhaltung des GSP+-Vertrages 
durch Sri Lanka – Überprüfung alle 
zwei Jahre - vom März 2020 drängt 
die Kommission unter anderem auf 
die Operationalisierung des Büros 
für Vermisste Personen und die Ab-
lösung des Gesetzes zur Terrorismus-
prävention (PTA).17 

Angesichts der Ankündigung der 
Regierung, die Kooperation mit den 
Vereinten Nationen in Menschen-
rechtsfragen einzustellen, ist das 
Zollpräferenzabkommen mit der EU 
zunächst die einzig verbliebene po-
litisch-rechtliche Verpf lichtung für 
Sri Lanka, aus der die Umsetzung 
der Menschenrechte von einem in-
ternationalen Partner abgeleitet wer-
den kann – abgesehen von den vor-
nehmlich im juristischen Bereich 
agierenden UN-Vertragsausschüs-
sen. Es ist uns wichtig, dass die Eu-
ropäische Kommission, die Europä-
ische Union und nicht zuletzt die 
deutsche Bundesregierung aktiv für 
diese Umsetzung einstehen und sich 
nicht scheuen, eine mögliche Ausset-
zung in den Raum zu stellen, wenn 
im Land keine sinnvolle Praxis er-
folgt. Wir empfehlen dabei, sich bei 
der Frage, was sinnvolle Praxis bedeu-
ten kann, mit der Zivilgesellschaft in 
Sri Lanka und den Menschenrechts-
mechanismen der Vereinten Natio-
nen abzustimmen und entsprechend 
weitere Maßnahmen etwa im UN-
Menschenrechtsrat zu planen. Eine 
legitime kritische Einwirkung mit-

tels internationaler Kooperation ist 
nach wie vor möglich.

Aus dem Englischen übersetzt  
von Theodor Rathgeber
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